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Wenn Sie zu einzelnen Themen Fragen haben, zögern Sie nicht, uns zu kontaktieren. 
 
 
 

 
 LASSEN SIE IHR UNTERNEHMEN MIT UNS WACHSEN. 

  
 
 

Wenn Sie in Zukunft unsere Klienten-Information per E-Mail erhalten wollen, 
informieren Sie uns bitte darüber! 
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Einkommensteuerliche Neuerungen 2025 
 
Sachbezugswerte 

Für die Privatnutzung eines Firmen-PKW sind basierend auf den CO2-Emissionswerten nach dem WLTP-
Messverfahren bei Erstzulassung in 2025 folgende Sachbezugswerte anzusetzen: 

 

Sachbezug  Fahrzeugtyp  
CO2-Wert im Zeitpunkt der 
Erstzulassung nach WLTP  

max.pm.  

2%  alle PKW und Hybridfahrzeuge    2025: über 126 g/km  € 960  
1,5%  ökologische PKW und Hybridfahrzeuge    2025: bis 126 g/km  € 720  

0%  Elektroautos    0 g/km  € 0  

0%  Fahrräder /Krafträder    0 g/km  € 0  
 

Die Privatnutzung eines Dienstfahrzeuges (ausgenommen (E-)Fahrrad) schließt ein Pendlerpauschale aus, 
selbst dann, wenn Kostenbeiträge geleistet werden.  
 
 

Firmenparkplatz 
 

Für die Zurverfügungstellung eines Parkplatzes in einer parkraumbewirtschafteten Zone ist für alle Fahrzeuge 
unverändert ein Sachbezug von monatlich € 14,53 anzusetzen. Dies gilt auch für Elektroautos. 
 
 

Pendlerpauschale 
 

Das Pendlerpauschale ist (derzeit) gegenüber dem Jahr 2024 unverändert. 
 
 

Reisespesen 
 

Die Sätze für Tages- und Nächtigungsdiäten im Inland wurden angehoben. Die darin enthaltene Vorsteuer 
von 10 % kann geltend gemacht werden. Dies gilt nicht für Auslandsdiäten. 
 

Taggeld - Inland Dauer > 3 Std  bis 12 Std aliquot ein Zwölftel € 30,00 
Nächtigungsgeld - Inland pauschal anstelle Beleg für Übernachtung € 17,00 

 
Das Kilometergeld wurde angehoben und vereinheitlicht. 
 

Km-Geld PKW /Kombi/ Motorrad / Fahrrad Km-Geld je mitbeförderter 
Person 

Km-Geld als Fußgänger 

€ 0,50 € 0,15 € 0,38 

pro Jahr max. 30.000 km (Auto), 
max. 3.000 km (Motorrad und Fahrrad) 

 je Wegstrecke min.  
1 km 

 
 

Keine steuerfreie Mitarbeiterprämie in 2025 
 

Die in den Jahren 2022 und 2023 eingeführte Teuerungsprämie und 2024 als Mitarbeiterprämie bezeichnete 
Möglichkeit einer zusätzlichen steuerfreien Bonuszahlung von bis zu € 3.000,00 ist mit Ende 2024 ausgelaufen. 
Eine Aufrollung des Lohnsteuerzeitraumes 2024 ist bis zum 15.02.2025 möglich. 
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Änderungen in der Sozialversicherung 2025 
 

Das Pflegegeld wird ab 1.1.2025 um 4,6% valorisiert: 
 

Pflegestufe 1 2 3 4 5 6 7 

monatlich in € 200,80 370,30 577,00 865,10 1.175,20 1.641,10 2.156,60 
 

 
Anhebung des Regelpensionsalters für Frauen 
 

Seit 2024 wird das Regelpensionsalter für Frauen im Zeitraum 2024 bis 2033 von bisher 60 Jahren auf  
65 Jahre angehoben. Dies erfolgt in Halbjahresschritten abhängig vom Geburtsdatum. 
 

Versicherte geboren  Regelpensionsalter  Versicherte geboren  Regelpensionsalter  
1.1.1964 bis 30.06.1964  60,5. Lebensjahr  1.7.1966 bis 31.12.1966  63. Lebensjahr  
1.7.1964 bis 31.12.1964  61. Lebensjahr  1.1.1967 bis 30.06.1967  63,5. Lebensjahr  
1.1.1965 bis 30.06.1965  61,5. Lebensjahr  1.7.1967 bis 31.12.1967  64. Lebensjahr  
1.7.1965 bis 31.12.1965  62. Lebensjahr  1.1.1968 bis 30.06.1968  64,5. Lebensjahr  
1.1.1966 bis 30.06.1966  62,5. Lebensjahr  nach dem 30.06.1968  65. Lebensjahr  

 
 

Höchstgerichtliche Entscheidungen 
 

Durch unterschiedliche Betätigungen verursachte Aufwendungen 
 

Die Steuerpflichtige war einerseits Lehrerin und anderseits Fotografie-Künstlerin, wobei die Tätigkeit als Foto-
grafie-Künstlerin vom Finanzamt als Liebhaberei eingestuft wurde. Fallen Aufwendungen an, die durch beide 
Tätigkeiten verursacht sind (z.B. Fachbibliothek), können sie (nur) anteilig bei den Einkünften als Lehrerin  
abgezogen werden. Die Aufteilung kann im Verhältnis der aus der jeweiligen Tätigkeit bezogenen Einnahmen 
erfolgen. 
 
 

Arbeitsrecht 
 
Im Jahr 2024 wurden bedeutsame gesetzliche Änderungen im Arbeitsrecht ab 28.3.2024 vorgenommen, auf die 
wir nochmals hinweisen möchten. 
 
Recht auf Mehrfachbeschäftigung 
 

Es besteht nunmehr ein gesetzliches Recht auf unselbständige Mehrfachbeschäftigung. Dieses gilt auch für 
Vollzeitarbeitnehmer und bedeutet, dass der Arbeitnehmer parallel auch Arbeitsverhältnisse zu anderen  
Arbeitgebern eingehen darf. Gegenteilige Vereinbarungen in bestehenden Arbeitsverträgen sind nunmehr 
grundsätzlich ungültig. 
 
Der Arbeitgeber darf nur dann die Mehrfachbeschäftigung verbieten, wenn sie 

a) mit Arbeitszeitbestimmungen nicht vereinbar (zusammengerechnet mehr als 12 Arbeitsstunden pro 
Tag oder mehr als 60 Arbeitsstunden pro Woche) oder 

b) dem bestehenden Arbeitsverhältnis abträglich (z.B. Interessenkonflikte, mögliche Preisgabe von  
Geschäftsgeheimnissen, Konkurrenz im selben Gewerbe) ist. 
 

Im Arbeitsvertrag kann nach wie vor die Pflicht, beabsichtigte Nebenbeschäftigungen vorab zu melden,  
vereinbart werden. Es kann auch ein (umfassendes) Konkurrenzverbot fixiert werden. 
Dieses Recht auf Mehrfachbeschäftigung betrifft nur echte Arbeitsverhältnisse. Nicht umfasst sind also  
selbständige (Neben-)Tätigkeiten, die nach wie vor grundsätzlich im Dienstvertrag untersagt werden können.  
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Änderung betreffend Dienstzettel 
 
Die Änderung für Dienstzettel betrifft nur die ab 28.3.2024 abgeschlossenen Dienstverträge. Der Dienstzettel, 
den der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer unverzüglich nach Beginn des Arbeitsverhältnisses schriftlich (oder auf 
Wunsch des Arbeitnehmers elektronisch) auszuhändigen hat, muss nunmehr neue zwingende Zusatz-
angaben aufweisen.  
 
Somit hat der Dienstzettel nunmehr folgende Angaben zu enthalten (die fett gedruckten Punkte sind neu): 

1. Name und Anschrift des Arbeitgebers, 
2. Name und Anschrift des Arbeitnehmers, 
3. Beginn des Arbeitsverhältnisses, 
4. bei Arbeitsverhältnissen auf bestimmte Zeit das Ende des Arbeitsverhältnisses, 
5. Dauer der Kündigungsfrist, Kündigungstermin, Hinweis auf das einzuhaltende Kündigungs  

   verfahren, 
6. gewöhnlicher Arbeits(Einsatz)ort, erforderlichenfalls Hinweis auf wechselnde Arbeits(Einsatz)orte,  

   Sitz des Unternehmens, 
7. allfällige Einstufung in ein generelles Schema, 
8. vorgesehene Verwendung und kurze Beschreibung der zu erbringenden Arbeitsleistung, 
9. die betragsmäßige Höhe des Grundgehalts oder -lohns, weitere Entgeltbestandteile wie z. B. Sonder 

   zahlungen, gegebenenfalls die Vergütung von Überstunden, Fälligkeit und Art der Auszahlung 
   des Entgelts, 

10. Ausmaß des jährlichen Erholungsurlaubes, 
11.  vereinbarte tägliche oder wöchentliche Normalarbeitszeit des Arbeitnehmers, sofern es sich nicht um  

  Arbeitsverhältnisse handelt, auf die das Hausbesorgergesetz anzuwenden ist, gegebenenfalls  
  Angaben zu den Bedingungen für die Änderung von Schichtplänen,  

12.  Bezeichnung der auf den Arbeitsvertrag allenfalls anzuwendenden Normen der kollektiven Rechts- 
  gestaltung (Kollektivvertrag, Satzung, Mindestlohntarif, festgesetzte Lehrlingsentschädigung, Betriebs 
  vereinbarung) und Hinweis auf den Raum im Betrieb, in dem diese zur Einsichtnahme aufliegen, 

13.  Name und Anschrift des Trägers der Sozialversicherung und der Betrieblichen Vorsorgekasse 
  (BV-Kasse) des Arbeitnehmers oder für Arbeitnehmer, die dem Bauarbeiter-Urlaubs- und  
  Abfertigungsgesetz (BUAG) unterliegen, Name und Anschrift der Bauarbeiter-Urlaubs- und  
  Abfertigungskasse, 

14.  Dauer und Bedingungen einer vereinbarten Probezeit, 
15.  gegebenenfalls der Anspruch auf eine vom Arbeitgeber bereitgestellte Fortbildung. 

 
Wird ein schriftlicher Arbeitsvertrag mit allen erforderlichen Angaben ausgehändigt, braucht kein Dienstzettel 
erstellt zu werden. Dienstzettel (bzw. schriftliche Dienstverträge) müssen auch für befristete Dienstverhältnisse 
von unter einem Monat ausgestellt werden.  
Bei Nichtaushändigung des Dienstzettels droht eine Verwaltungsstrafe von € 100 bis € 436, bei mehr als 5  
Arbeitnehmern von € 500 bis € 2.000.  
 
 

Mehr Informationen zu den einzelnen Themen finden Sie auf unserer Homepage 
www.taferner-steuerberatung.at 

 
 
 
Hinweis:  

Bei allen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Form für beide Geschlechter. 
Wir haben die vorliegende Klienten-Information mit größtmöglicher Sorgfalt erstellt, bitten aber um  
Verständnis dafür, dass sie weder eine persönliche Beratung ersetzen kann noch, dass wir irgendeine 
Haftung für deren Inhalt übernehmen können. 


